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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§ 8 Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Grundflächenzahl, Höchstmaß

Gewerbegebiet

Baugrenze

abweichende Bauweise

3. Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

a

Planzeichenerklärung

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten des Leitungs-
trägers (Samtgemeinde Rodenberg) zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21)

9. Sonstige Planzeichen

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt (entlang B 442)

OK

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

5. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13
und Abs. 6 BauGB)

oberirdische Leitung (380 kV-Freileitung)
inkl. Schutzbereich *

7. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünfläche

8. Planungen, Nutzungsregelungen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr.
25a BauGB)

Höhe der Oberkante baulicher Anlagen in Meter
über Normalhöhennull (NHN), Höchstmaß

* Nachrichtliche Darstellung (§ 9 Abs. 6 BauGB)

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:

Rad- und Fußweg

OR Zweckbestimmung: Ortsrandeingrünung

Lärmemissionskontingent in dB pro m² für Tag/Nacht (§ 9 Abs. 1
Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO)

unterirdische Ver-/Entsorgungsleitung *

Anbauverbotszone zur Bundesstraße 442 von 20 m
gem. § 24 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG)

Höhenpunkte in Meter über Normalhöhennull (NHN), gemäß
Aufmaß Linz GmbH & Co. KG (Stand: 11.06.2019)

Richtfunktrasse Telefonica Germany GmbH & Co. OHG
inkl. Leitungsschutzbereich (30 m)

Straßenbegrenzungslinie

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzung zur Höhe baulicher
Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1,§ 16 Abs. 5 BauNVO)

10. Sonstige nachrichtliche Darstellungen ohne Festsetzungscharakter

Maßangaben in Metern (m)

6. Flächen für die Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

RRB Regenrückhaltebecken

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24)

LEK 60/44

Gemeindegrenze

Gebäudeplanung Max Bögl (Stand: 15.05.2020)

Abgrenzung des Bereichs mit Lärmemissionskontingent
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1, § 16 Abs. 5 BauNVO)

A

Schallrichtungssektor A: 334° bis 81° (Erläuterung: "Nord" = 0°)
mit Zusatzkontingent nachts von 9 dB

Ausgleichsfläche 2 (Lauenau)
Gemarkung Lauenau

Flur 9; Flurstück 72
Flächengröße: 7.520 m²

Ausgleichsfläche 1 (Apelern)
Gemarkung Apelern

Flur 8; Flurstücke 27 und 24/1
Flächengröße: 11.980 m²

Verfahrensvermerke Textliche Festsetzungen

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und
  Katasterverwaltung, www.lgln.de © 2019

Maßstab:

1:1.000

Planungsträger: Planverfasser:

LandschaftsArchitekturbüro
Georg von Luckwald

Landschaftsarchitekt BDLA
Stadtplaner  SRL

Landkreis Schaumburg, Samtgemeinde Rodenberg

Flecken Lauenau

Ortsteil Lauenau

Bebauungsplan Nr. 57 "Logistikpark"

mit örtlichen Bauvorschriften

Liegenschaftskarte:

Hinweise

Gut Helpensen Nr. 5, 31787 Hameln,
Tel.: 05151 / 67464, www.luckwald.de

Maßstab:

1:5.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

  Katasterverwaltung, www.lgln.de © 2014

Liegenschaftskarte:

- ABSCHRIFT -

Flecken Lauenau

Amtsstraße 5
31552 Rodenberg

Präambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 Abs. 3,
Abs. 4 und 6 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) und des § 58 Abs. 2 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat des Flecken Lauenau diesen Bebauungsplan Nr. 57
„Logistikpark“, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen,

- sowie den nebenstehenden örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung -

als Satzung beschlossen.

Lauenau, den  25.08.2020

                gez. Mundt                                  (L.S.)                                      gez. Janisch

             Bürgermeister           Gemeindedirektor
                      

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss des Flecken Lauenau hat in seiner Sitzung am  09.04.2019 die Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 57 „Logistikpark“ mit örtlichen Bauvorschriften beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 13.07.2019 ortsüblich bekannt gemacht.

Lauenau, den  25.08.2020

gez. Janisch

Gemeindedirektor

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000
Gemarkung: Lauenau Flur: 6

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen

Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2019
Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

        Regionaldirektion Hameln-Hannover

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (AZ: L4-232/2019, Stand vom
21.10.2019).

Rinteln, den 20.08.2020

Landesamt für Geoinformation und
Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Hameln-Hannover
Katasteramt Rinteln

(L.S.)

gez. Kuhnt

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 57 „Logistikpark“ wurde ausgearbeitet vom
LandschaftsArchitekturbüro Georg von Luckwald, Hameln.

Hameln, den 02.06.2020

       gez. von Luckwald

Planverfasser (L.S.)

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss des Flecken Lauenau hat in seiner Sitzung am 03.06.2020 dem Entwurf des
Bebauungsplans und der Begründung sowie der örtlichen Bauvorschriften zugestimmt und seine öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 20.06.2020 ortsüblich bekannt gemacht und im Internet
eingestellt.

Der Entwurf des Bebauungsplans, der Begründung und der örtlichen Bauvorschriften haben vom 29.06.2020 bis
29.07.2020 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Lauenau, den  25.08.2020

gez. Janisch

Gemeindedirektor

Satzungsbeschluss

Der Rat des Flecken Lauenau hat den Bebauungsplan Nr. 57 „Logistikpark“, einschl. der örtlichen Bauvorschriften,
nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am
06.08.2020 als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung beschlossen.

Lauenau, den  25.08.2020

gez. Janisch

Gemeindedirektor

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 57 „Logistikpark“ ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 31.08.2020 ortsüblich bekannt gemacht
worden.

Der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften ist damit rechtsverbindlich.

Lauenau, den  31.08.2020

gez. Janisch

Gemeindedirektor

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 57 „Logistikpark“ ist eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung beim Zustandekommen des Bebauungsplans nicht
/ geltend gemacht worden.

Lauenau, den  …………………..

……………………………..........

Gemeindedirektor / Gemeindedirektorin

§ 1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1 Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Nicht zulässig sind entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO Einzelhandelsbetriebe, Schank- und
Speisewirtschaften (mit Ausnahme von Betriebskantinen) sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind Tankstellen nicht zulässig. Ausnahmsweise können
Betriebstankstellen zugelassen werden, wenn sie ausschließlich der Betankung betriebseigener
Fahrzeuge der in dem GE ansässigen Betriebe dienen, sowie von Fahrzeugen, die diese Betriebe
beliefern.

Entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO sind Anlagen für sportliche Zwecke nicht zulässig.
Die gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und -leiter (§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO), Anlagen für
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) sowie
Vergnügungsstätten (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO) werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

1.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

Für eine solare Nutzung mit Photovoltaik und / oder Solarthermie (inklusive Aufständerung) darf die
festgesetzte maximale Gebäudehöhe um bis zu 2 m überschritten werden, wenn ein Abstand von der
nächstgelegenen Gebäudeaußenkante von mind. 4 m eingehalten wird.

Sonstige Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhe baulicher Anlagen (Oberkante) um
maximal 2 m sind als Ausnahme für technische Anlagen (z. B. Antennen, Schornsteine, Aufzüge)
zulässig, wenn deren Anteil auf insgesamt max. 5 % der Gebäudegrundfläche beschränkt ist. Eine
Überschreitung der festgesetzten maximalen Gebäudehöhe durch Werbeanlagen ist nicht zulässig.

Diese Möglichkeiten zur Überschreitung der festgesetzten maximalen Höhe baulicher Anlagen gelten
nicht im Schutzbereich der 380 kV-Freileitung.

1.3 Emissionskontingente

Das Gewerbegebiet ist gem. § 1 Abs. 4 BauNVO gegliedert; betriebliche Nutzungen dieser Flächen
werden gem. § 1 Abs. 5 BauNVO wie folgt eingeschränkt:
In dem in der Planzeichnung gekennzeichneten Teil des Gewerbegebietes sind Vorhaben (Betriebe
und Anlagen) zulässig, deren Geräuschemissionen die in der Planzeichnung festgesetzten
Emissionskontingente (LEK) nach DIN 45691:2006-12 weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts
(22:00 bis 6:00 Uhr) überschreiten.

1.4 Zusatzkontingent zum Emissionskontingent für den Richtungssektor

Für den im Plan dargestellten Richtungssektor A erhöhen sich die festgesetzten Emissionskontingente
(LEK) für das Gewerbegebiet um ein Zusatzkontingent (LEK,ZUS) nachts von 9 dB. Die Prüfung der
planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in
den Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k  LEK,j durch LEK,j + LEK,zus,k zu
ersetzen ist.

§ 2 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen sowie Stellung der

     baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Die abweichende Bauweise entspricht der offenen Bauweise; abweichend von § 22 Abs. 2 Satz 2
BauNVO wird die Länge von Gebäuden oder Gebäudegruppen nicht beschränkt.

§ 3 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Für den Betrieb und die Unterhaltung der unterirdischen Wasserleitung am nördlichen Rand des
Gewerbegebietes ist ein Streifen in einer Breite von 3 m, gemessen von der nördlichen
Geltungsbereichsgrenze (s. Planzeichnung) mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten des
Leitungsträgers (Samtgemeinde Rodenberg) zu belasten.

§ 4 Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
Das im Gewerbegebiet durch Versiegelung und Befestigung von Flächen vermehrt anfallende
Niederschlagswasser ist durch geeignete Maßnahmen innerhalb des Gewerbegebietes vor der
Einleitung in die Vorflut zurückzuhalten. Bei der Bemessung der Maßnahmen zur Rückhaltung ist eine
Regenspende mit einer Wiederkehrzeit von 1-mal in 50 Jahren zugrunde zu legen. Die Abflüsse aus
dem Regenrückhaltebecken sind auf eine Drosselabflussspende von 5 l/s pro ha Einzugsgebiet zu
begrenzen.

§ 5 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

     (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

5.1 Grünfläche Ortsrandeingrünung im Süden

In dem festgesetzten Streifen zur Ortsrandeingrünung entlang des südlichen Randes des
Geltungsbereichs mit einer Breite von 15 m ist auf ganzer Länge eine freiwachsende Pflanzung aus
Bäumen und Sträuchern anzulegen und dauerhaft zu erhalten.

Hierzu ist eine mehrreihige Pflanzung aus Sträuchern und Heistern sowie eine Baumreihe aus
hochstämmigen, großkronigen Laubbäumen anzulegen. Innerhalb der Baumreihe werden insgesamt 30
Bäume in einem Abstand von 12 bis 15 m untereinander gepflanzt. Der Abstand der Baumreihe von
der südlichen Grundstücksgrenze beträgt 8 m. Es sind drei Gehölzreihen (Sträucher / Heister) südlich
und zwei Gehölzreihen nördlich dieser Baumreihe zu pflanzen.

Die nördlichste Pflanzreihe hält 2 m Abstand zum Gewerbegebiet ein. Die südlichste Pflanzreihe hält 4
m Abstand zur südlichen Grundstücksgrenze ein. Ein 3 m breiter Saumstreifen entlang der südlichen
Grundstücksgrenze wird mit einer Wiesensaatgutmischung (Saatgut siehe Hinweise) angesät sowie
max. 1-mal jährlich und mind. alle 2 Jahre schneidend gemäht. Alle weiteren gehölzfreien Bereiche der
Maßnahmenfläche sind der freien Vegetationsentwicklung zu überlassen (keine Mahd). In den beiden
südlichen Pflanzreihen sind ausschließlich Sträucher (keine Heister) zu pflanzen.
Innerhalb dieser Fläche ist die Anlage eines bepflanzten Erdwalles (Lärm- oder Sichtschutzwall) oder
einer bepflanzten Erdböschung bis maximal 2,5 m Höhe über gewachsener Geländeoberfläche
zulässig. Die Böschungsneigung eines solchen Erdwalles bzw. einer solchen Böschung beträgt 1:2,5
oder flacher. Der Oberboden ist vor Errichtung des Wallkernes / der Böschung abzutragen.
Die Pflanzflächen zur Anpflanzung von Gehölzen dürfen nicht verfestigt sein (z.B. kein kalkverfestigter
Füllboden, kein Schotter).

5.2 Pflanzstreifen im Westen

In dem festgesetzten Streifen zur Ortsrandeingrünung entlang des westlichen Randes des
Geltungsbereichs mit einer Breite von 6 m ist auf ganzer Länge eine freiwachsende, dreireihige
Pflanzung aus Sträuchern (keine Bäume) anzulegen und dauerhaft zu erhalten.

Die westlichste Pflanzreihe hält mind. 2 m Abstand zur angrenzenden Ackerfläche ein.
Innerhalb dieser Fläche ist die Anlage einer bepflanzten Entwässerungsmulde zulässig. Die
Böschungsneigung einer solchen Mulde beträgt 1:2 oder flacher.

Der Pflanzstreifen darf in seiner räumlichen Lage maximal um 10 m nach Osten verschoben werden. Er
darf an einer oder zwei Stellen auf einer Länge von insgesamt max. 20 m unterbrochen werden, um
eine Zuwegung, eine Entwässerungseinrichtung oder eine Leitung durch diesen Pflanzstreifen
hindurchzuführen.

5.3 Durchgrünung (Bäume)

Je angefangene 3.000 m² Gewerbegebietsfläche ist mind. 1 mittel- bis großkroniger hochstämmiger
Laubbaum innerhalb des Gewerbegebietes, aber außerhalb des Schutzbereichs der
380 kV-Hochspannungsleitung zu pflanzen. Der Abstand zwischen diesen Bäumen untereinander darf
8 m nicht unterschreiten.

Zusätzlich sind die PKW-Stellplatzflächen innerhalb des Gewerbegebietes wie folgt zu begrünen: In
einer Stellplatzreihe ist nach maximal 5 Stellplätzen ein mittel- bis großkroniger, hochstämmiger
Laubbaum zu pflanzen. Alternativ können die Bäume in gleicher Anzahl mittig zwischen den
Stellplatzreihen in einem Pflanzstreifen von mind. 2 m Breite angeordnet werden.

Je Baum ist eine Pflanzfläche in einer Größe von mind. 10 m² und einer Mindestbreite von 2 m
anzulegen, vollflächig zu begrünen und gegen Überfahren nachhaltig zu schützen.

5.4 Begrünung der Böschung

Die innerhalb des Gewerbegebietes entstehenden Böschungen sind mit einer Neigung von 1:1,5 oder
flacher anzulegen und zu begrünen. Bei einem Höhenunterschied von 2 m oder mehr ist auf der
Böschung eine Gehölzpflanzung aus Sträuchern anzulegen.

§ 6 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs

Fläche 1 (Gemarkung Apelern, Flur 8, Flurstücke 27 und 24/1)
Auf 1.760 m² ist in einer Breite von 9,5 m am nordwestlichen Rand der Fläche eine Gehölzpflanzung
wie folgt anzulegen (siehe Lageplan und Regelschnitt im Anhang zur Begründung):

Pflanzung einer Reihe von 18 großkronigen, hochstämmigen, standortheimischen Laubbäumen auf
ganzer Länge des Streifens in einem Abstand von mind. 7 bis max. 12 m zueinander.

4-reihige Gehölzpflanzung zu 95 % aus Sträuchern und 5 % Heistern mit einem Abstand von mind. 2 m
zur angrenzenden Ackerfläche. Die nordwestliche Pflanzreihe ist ausschließlich aus Sträuchern (keine
Heister) herzustellen. Pflanzung in Einzelabschnitten von 6 bis 20 m Länge mit Zwischenräumen von 3
bis 10 m. Die unbepflanzten Bereiche innerhalb des Gehölzstreifens sind der freien
Vegetationsentwicklung (Sukzession) zu überlassen.

Die Pflanzungen sind gemäß § 7.1 herzustellen und wie folgt zu schützen: Der Pflanzstreifen ist für
einen Zeitraum von 5 Jahren mit einem Wildschutzzaun zu sichern. Der Wildschutzzaun ist 2 x auf
einer Breite von mindestens 5 m zu unterbrechen (kammern). Parallel zur benachbarten Ackerfläche
und in einem Abstand von 0,6 m zu dieser sind Hartholzpfähle zu setzen, Abstand der Pfähle
zueinander: max. 15 m.

Auf einer Fläche von 10.220 m² ist eine Einsaat und dauerhafte Bewirtschaftung zur Förderung einer
artenreichen Fauna (v.a. Vögel der Agrarlandschaft) vorzunehmen (Saatgutmischung siehe Hinweise).
Die Aussaat erfolgt im Zeitraum März/April. In jedem Jahr wird alternierend die Hälfte der Fläche
gegrubbert und im erforderlichen Umfang neu eingesät, so dass sich die Vegetation auf jeder Teilfläche
zwei Jahre ungestört entwickelt.
Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.

Fläche 2 (Gemarkung Lauenau, Flur 9, Flurstück 72)
Auf einer Fläche von 7.520 m² sind ein Laubmischwald, Sukzessionsflächen und ein Saumstreifen zu
entwickeln (siehe Lageplan im Anhang zur Begründung):
Die für die Waldentwicklung vorgesehene Fläche ist auf 70 % mit einem Eichen-Hainbuchen-Wald
aufzuforsten, im Norden und Nordosten ist ein gestufter Waldrand aufzubauen. Die unbepflanzten
Bereiche (30 %) sind der freien Vegetationsentwicklung (Sukzession) zu überlassen.

Die Aufforstung ist für einen Zeitraum von 5 Jahren mit einem Wildschutzzaun zu sichern.
Am nördlichen Rand ist ein 12 m breiter Saumstreifen zu entwickeln und 1-mal pro Jahr zu mähen. Am
nordöstlichen Rand, angrenzend an die benachbarte Ackerfläche, ist ein 10 m breiter Saumstreifen zu
entwickeln. Mahd mindestens alle 3 Jahre und maximal 1-mal pro Jahr, um Gehölzaufkommen zu
vermeiden. Parallel zur benachbarten Ackerfläche und in einem Abstand von 0,6 m zu dieser sind
Hartholzpfähle zu setzen, Abstand der Pfähle zueinander: max. 15 m.

§ 7 Ergänzende Festsetzungen zu den Ausgleichs- und Pflanzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB)

7.1 Pflanzqualitäten, Pflanzabstände, Gehölzarten, Schutz

Die in den §§ 5.1 bis 5.4 und 6 festgesetzten Gehölzpflanzungen sind wie folgt anzulegen:

Örtliche Bauvorschriften

Aufgrund von § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 1, 2 und 5 Niedersächsische Bauordnung
(NBauO) werden die nachfolgenden Bauvorschriften erlassen. Es gelten die Bestimmungen der NBauO
i.d.F. vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S.
88).

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

1.1 Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften entspricht dem des Bebauungsplans Nr.
57 „Logistikpark“ des Fleckens Lauenau.

§ 2 Fassadengestaltung

2.1 Für die Außenwände von Hauptgebäuden sind glänzende oder reflektierende Materialien sowie grelle
Farben, die als RAL-Leuchtfarben ausgewiesen sind (z.B. RAL 3024 - Leuchtrot, RAL 3026 -
Leuchthellrot, RAL 6038 - Leuchtgrün) nicht zulässig.
Ausgenommen von dieser Regelung sind der Gesamt-Fassadenfläche untergeordnete Einzelbauteile,
welche nicht mehr als 3 % der Fläche der jeweiligen Gebäudeseite einnehmen sowie nicht verspiegelte
Glasflächen, Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren.

§ 3 Werbeanlagen

3.1 Werbeanlagen sind ausschließlich innerhalb der Baugrenzen zur Eigenwerbung an der Stätte der
Leistung zulässig.

3.2 Je Fassadenseite der Hauptgebäude ist maximal eine Werbeanlage zulässig, welche in ihrer Größe
auf maximal 10 % der jeweiligen Fassadenfläche begrenzt ist.

3.3 Werbeanlagen auf den Dachflächen der Hauptgebäude und Werbeanlagen, die in der Höhe über die
Dachtraufe oder Attika hinausragen sind unzulässig.

3.4 Auf dem Baugrundstück sind max. 2 freistehende Werbestelen und max. 8 Fahnenmasten mit einer
Gesamthöhe von jeweils bis zu 8 m zulässig.

3.5 Mit wechselndem oder bewegtem Licht (z. B. Lauflichtbänder) oder mit wechselnden Farben oder
Bildern (z. B. Prismenwendeanlagen, Rollbänder, Filmwände) ausgestattete Werbeanlagen sind
unzulässig.

§ 4 Beleuchtung außerhalb von Gebäuden

4.1 Maßnahme zum Schutz lichtempfindlicher Tiere sowie gegen Lichtimmissionen: Innerhalb des
Gewerbegebietes sind für die Beleuchtung außerhalb von Gebäuden ausschließlich LED-Lampen (oder
Lampen mit vergleichbarer Lichtwirkung) mit Leuchtentypen zu verwenden, welche das Licht nach
unten (bis zu einem Abstrahlwinkel von max. 70°) abstrahlen. Zu verwenden sind ausschließlich
geschlossene, staubdichte Beleuchtungskörper, die ein Eindringen von Insekten ausschließen. Die
maximale Lichtpunkthöhe ist auf 10 m beschränkt. Leuchten dürfen nicht innerhalb der Grünfläche im
Süden des Geltungsbereichs aufgestellt werden.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten

5.1 Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder
Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführen lässt oder durchführt, die
nicht den vorgenannten Anforderungen entspricht.

5.2 Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro
geahndet werden.

§ 6 Inkrafttreten

6.1 Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der Bekanntmachung des Bebauungsplans Nr. 57
„Logistikpark“ in Kraft.

1. Planungsrechtliche Beurteilung

Für den Bebauungsplan gelten
— das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017

(BGBl. I S. 3634),
— die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in

der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) sowie
— die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

(Planzeichenverordnung - PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990
(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S.
1057).

2. Einsichtnahme in Vorschriften

Die mit den Festsetzungen in Bezug genommenen Vorschriften (DIN-Normen etc.) können während
der Öffnungszeiten / Dienstzeiten dort eingesehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 10
Abs. 3 BauGB der Bebauungsplan mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird.

3. Schutzbereich der 380 kV-Hochspannungsleitung

— Innerhalb des Schutzbereichs der 380 kV-Leitung (im Westen des Geltungsbereichs) bedarf die
Errichtung baulicher Anlagen die Zustimmung des zuständigen Versorgungsträgers bezüglich der
zulässigen Bauhöhen einschließlich Arbeitshöhen und einzuhaltender Sicherheitsabstände. Dies gilt
auch für Aufschüttungen, Abgrabungen, Werbeanlagen (z.B. Fahnenmasten, Pylone) und
Beleuchtungsanlagen.
— Innerhalb des Schutzbereichs der 380 kV - Leitung ist die Pflanzung von Sträuchern bis zur

Kategorie Großstrauch zulässig, die Pflanzung von Bäumen ist nicht zulässig.

4. Bodenschutz

Boden ist u.a. gemäß Bundesbodenschutzgesetz (§ 7 Vorsorgepflicht), Baugesetzbuch (§ 202
Mutterbodenschutz) sowie den DIN 18915 (Bodenarbeiten) und DIN 19731 (Verwertung von
Bodenmaterial) und DIN 19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) zu
schützen.
Die Böden im Plangebiet weisen eine hohe standortabhängige Verdichtungsempfindlichkeit auf. Zum
Schutz und zur Minderung der Beeinträchtigungen des Bodens ist ein Befahren mit Baumaschinen in
den von baulichen Anlagen freizuhaltenden Bereichen zu vermeiden.
Die bindigen Böden im Plangebiet sind besonders wasser- und frostempfindlich. Sie dürfen bei
Niederschlägen nicht ungeschützt offen liegen. Bei Wasserzutritt und gleichzeitiger mechanischer
Beanspruchung treten sehr schnell Konsistenzveränderungen auf, die zu einem völligen Verlust der
Tragfähigkeit führen können.

Für den Umgang mit Boden gilt insbesondere:
— Oberboden muss von dauerhaft zu befestigenden Flächen, von Bodenabtragsflächen und von

Bodenauftragsflächen abgetragen und gesichert werden. Bei Auftragsflächen ist zu prüfen, inwieweit
ein Auftragen von zusätzlichem Oberboden unschädlich möglich ist. Nach dem Auftragen sollte die
Oberbodenschicht nicht mehr als 40 cm betragen. Beim Abtrag ist das Bodengefüge zu schonen, z. B.
durch den Einsatz nicht schiebender Geräte.
— Oberboden ist getrennt von sonstigem Aushub zu transportieren, zu lagern und zu sichern.

Oberbodenmieten dürfen nicht verdichtet und nicht befahren werden oder als Lagerflächen genutzt
werden. Sie sollen nicht höher als 1,8 m sein.
— Vor dem Andecken von Oberboden ist eine Lockerung des Unterbodens vorzunehmen.

Zum Schutz und zur sinnvollen Wiederverwendung des wertvollen Oberbodens ist ein
Oberbodenmanagement in Verbindung mit einer bodenkundlichen Baubegleitung vorzusehen. Dies
dient der Umsetzung und Einhaltung der Vorschriften, Normen und Regelwerke zum Bodenschutz
einschließlich der voranstehenden Hinweise. Sie ist bereits für die Ausführungsplanung und
Ausschreibung der Baumaßnahmen hinzuzuziehen.

Strauch- und Heisterpflanzungen aus standortheimischen Laubgehölzen (Artenliste siehe Hinweise) im
Pflanzabstand von 1,5 m in der Reihe und 1,5 m zwischen den Reihen. Die Pflanzstandorte in
benachbarten Reihen sind gegeneinander versetzt anzuordnen. Die Pflanzungen sind - sofern nicht
anders angegeben - zu 85 % aus Sträuchern und zu 15 % aus Heistern herzustellen. Sträucher werden
in Gruppen von 2-5 Stk. und Heister in Gruppen von 1-2 Stk. je Art angeordnet. Pflanzqualität: 2 x
verpflanzt. Höhe Sträucher: 60 - 100 cm, Höhe Heister: 125 - 150 cm.

Baumpflanzungen aus standortheimischen, hochstämmigen Laubbäumen (Artenliste siehe Hinweise)
mit einem Stammumfang von mind. 18/20 cm. In den Gewerbegebieten (§ 5.3) sind Bäume in der Güte
‚Alleebäume / Hochstämme für Verkehrsflächen' zu verwenden.

Für die Pflanzungen gemäß der §§ 5.3 und 5.4 dürfen statt standortheimischer auch standortgerechte
Gehölzarten verwendet werden (Artenliste siehe Hinweise).

Alle Pflanzungen sind fachgerecht auszuführen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Abgängige
Pflanzen sind gleichartig und in der angegebenen Qualität in der nächsten Herbst-Pflanzperiode zu
ersetzen.

Von angrenzenden Nutzungen ist - sofern nicht anders angegeben - ein Pflanzabstand von 1,5 m
einzuhalten. Im Schutzbereich der 380 kV-Freileitung dürfen ausschließlich Sträucher (keine Bäume)
gepflanzt werden.

7.2 Zeitliche Realisierung der Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern und Ansaaten

Die in den §§ 5.1 bis 5.4 festgesetzten Maßnahmen sind spätestens in der zweiten
Herbst-Pflanzperiode nach Baubeginn in dem Gewerbegebiet durchzuführen.

Die in § 6 festgesetzten Maßnahmen sind spätestens in der ersten Herbst-Pflanzperiode nach
Baubeginn in dem Gewerbegebiet durchzuführen; die Ansaat in der Fläche 1 ist spätestens im ersten
Frühjahr nach Baubeginn vorzunehmen.

7.3 Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen

Die in den §§ 5 und 6 festgesetzten Flächen und Maßnahmen werden gesamtheitlich zum Ausgleich
den mit dem Gewerbegebiet verbundenen Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft zugeordnet.

§ 8 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24)

8.1 Passiver Lärmschutz

In dem in der Planzeichnung gekennzeichneten Schutzbereich („Umgrenzungen der Flächen für
besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
BImSchG“) werden die Orientierungswerte des Beiblatts 1 zu DIN 18005 für Gewerbegebiete am Tage
durch den Verkehrslärm der B 442 überschritten. Daher sind innerhalb des Gewerbegebietes
Maßnahmen des passiven Schallschutzes vorzusehen:
Schutzbedürftige Aufenthaltsräume nach DIN 4109-1:2018-01 (z.B. Büroräume) sind außerhalb des in
der Planzeichnung gekennzeichneten Schutzbereichs anzuordnen.

Textliche Festsetzungen - Fortsetzung

Hinweise - Fortsetzung Hinweise - Fortsetzung Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 1 und 2 gem. § 1a Abs. 3 BauGB

Maßstab:

1:5000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

  Katasterverwaltung, www.lgln.de © 2014

Liegenschaftskarte:

5. Landwirtschaftliche Drainagen

Zur dauerhaften Aufrechterhaltung der Entwässerung angrenzender landwirtschaftlicher Flächen sind
aufgefundene Drainageleitungen zu sichern und über neu angelegte Drainagen fachgerecht abzuleiten.

6. Umweltbaubegleitung

Für die Realisierung der festgesetzten Gehölzpflanzungen sowie die Anlage der Grünfläche zur
Ortsrandeingrünung ist eine Umweltbaubegleitung einzusetzen. Sie dient der Umsetzung und
Einhaltung der umwelt- und naturschutzrechtlichen Vorschriften, Normen und Regelwerke sowie der
frist- und fachgerechten Beachtung der Anforderungen des besonderen Artenschutzes. Sie ist bereits
für die Ausführungsplanung und Ausschreibung der Baumaßnahmen hinzuzuziehen.

7. Gehölzpflanzungen im Plangebiet

Standortheimische Gehölzpflanzungen

Soweit in den textlichen Festsetzungen auf diese Artenliste verwiesen wird, sind folgende
standortgerechte und im Naturraum heimische Gehölzarten zu verwenden:

Ergänzende Hinweise für die Ausführung:

— Zu den Pflanzungen sind Pflanzpläne im Rahmen der Ausführungsplanung zu erstellen.
— Alle Pflanzflächen müssen eine Mindestdicke des Oberbodens von 0,3 m aufweisen.
— Alle gemäß der Festsetzung § 5 zu pflanzenden Hochstämme sind jeweils an einem Dreibock

fachgerecht anzubinden und über mindestens 5 Jahre zu pflegen und bei Bedarf zu wässern. Die
Pflanzscheiben sind im Radius von 0,8 m zu mulchen. Die Stämme sind mit Schilfmatten vor
Sonneneinstrahlung zu schützen.
Für die in der Festsetzung § 6 zu pflanzenden Hochstämme ist das Anbinden an einen Zweibock

ausreichend.
— Die Strauch- und Heisterpflanzungen sind über mind. 3 Jahre zu pflegen und bei Bedarf zu

wässern. Die Pflanzscheiben sind im Radius von 0,5 m zu mulchen.
— Pflegeschnitte dürfen nur abschnittsweise in einem 5- oder mehrjährigen Turnus erfolgen.
— Sofern ein Wildschutzzaun zum Schutz der Gehölzpflanzungen vorgesehen ist, muss dieser eine

Höhe von mind. 1,6 m aufweisen. Der Zaun ist nach Ablauf von 5 bis spätestens 10 Jahren
abzubauen.
— Die Pflanzung in der Grünfläche zur Ortsrandeingrünung ist gemäß dem Regelschnitt

(M 1:100) anzulegen.

Wiesenansaat

Für die Wiesenansaat (Saumstreifen in der Grünfläche zur Ortsrandeingrünung) ist Landschaftsrasen
(RSM 7.1.2 Landschaftsrasen - Standard mit Kräutern) unter Beachtung der DIN 18917
(Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Rasen und Saatarbeiten) zu verwenden. Alternativ kann eine
vergleichbare Regiosaatgutmischung verwendet werden.

Rebhuhnansaat

Für die Ansaat in der Ausgleichsfläche 1 ist die Saatgutmischung „Göttinger Mischung“ (s.
GOTTSCHALK u. BEEKE 2017) zu verwenden. Alternativ kann eine vergleichbare Saatgutmischung
verwendet werden, sofern das Entwicklungsziel der Maßnahme hierbei gewahrt bleibt.
Saatgutmenge: 7 bis 10 kg pro Hektar.

Standortgerechte Gehölzpflanzungen

Soweit in den textlichen Festsetzungen auf diese Artenliste verwiesen wird, sind zusätzlich zu den o.g.
standortheimischen Arten folgende standortgerechte Gehölzarten zu verwenden:

Ergänzende Hinweise für die Ausführung:
siehe oben unter der Überschrift „Standortheimische Gehölzpflanzungen“.


